
mussten für die jeweiligen Vertragsarten des besonderen
Schuldrechts verschiedene Modifikationen bzw. Abgren-
zungsvorschriften eingeführt werden:

■ § 445 c BGB, Rückgriff bei Verträgen über digitale Pro-
dukte;

■ § 453 BGB, Verbrauchervertrag über den Kauf digitaler
Inhalte;

■ § 475 b BGB, Verbrauchsgüterkauf über digitale Produkte;

■ § 516 a BGB, Verbrauchervertrag über die Schenkung digi-
taler Produkte;

■ § 548 a BGB, Miete digitaler Produkte;
■ § 578 b BGB, Verträge über die Miete digitaler Produkte

und
■ § 650 BGB, Werklieferungsvertrag und Verbraucherver-

trag über die Herstellung digitaler Produkte.

(Der Beitrag wird in JA 5/2022 fortgesetzt.)
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Teil A

Rentner Anton (A) macht einen Spaziergang am Bodensee und entdeckt in einem abgelegenen
Bootshaus ein Segelboot mit besonderer Luxus-Ausstattung. Aufgrund des Zustands des
Boots ist ersichtlich, dass dieses von seinem Eigentümer nicht mehr benutzt wird. A erinnert
sich, dass Kuno (K), ein Bekannter aus dem Segelverein, einmal erwähnt hat, er suche genau
ein solches Boot mit dieser seltenen Ausstattung und würde dafür „praktisch jeden Preis
zahlen“.

A wittert eine Chance, seine Rente aufzubessern, indem er den Bootseigentümer aufspürt und
mit K bekannt macht. Da A keine Lust auf die Durchführung eigener Ermittlungen hat,
engagiert er Detektiv D und verspricht diesem 600 EUR für den Fall, dass dieser den Boots-
eigentümer ausfindig macht. D gelingt es sehr schnell, als Bootseigentümerin Victoria (V) zu
ermitteln. Dafür genügt ein Blick auf ein am Bootshaus angebrachtes Schild, auf dem die
Telefonnummer der V vermerkt ist und das A fahrlässig übersehen hat. A zahlt an D die
vereinbarten 600 EUR.

A nimmt sodann Kontakt zu V auf und berichtet dieser vom Interesse des K. A erklärt, er
werde V die Kontaktdaten des K gegen eine Zahlung von 1.000 EUR übergeben. V lehnt ab.
Anhand des von A bereits mitgeteilten Namens des K kann V allerdings selbstständig die
Adresse des K ermitteln. Daraufhin gelingt es V, das Boot für ein Mehrfaches seines eigentli-
chen Werts an K zu verkaufen.

A verlangt von V zum einen den Ersatz der Detektivkosten (600 EUR) und zum anderen die Zahlung von
weiteren 400 EUR als Vergütung für seine „Maklertätigkeit“. Zu Recht?

Teil B

Da A seine freie Zeit im Ruhestand gerne für Videotelefonate mit seinen Verwandten nutzt,
schenkt er seiner Enkelin Martina (M) zu deren 16. Geburtstag ein neues Smartphone (Wert:
600 EUR). A und M vereinbaren, dass M „ohne Wenn und Aber“ Eigentümerin werden soll.
Allerdings soll die Schenkung „null und nichtig“ sein, sobald M innerhalb des nächsten Jahres
wieder mit dem Rauchen anfängt.

* Der Verfasser ist Juniorprofessor für Bürgerliches Recht und Arbeitsrecht an der Universität Konstanz. Die Klausur wurde im
Sommersemester 2020 im Grundkurs Gesetzliche Schuldverhältnisse (ohne Deliktsrecht) als Abschlussklausur gestellt (online).
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Schon wenige Wochen später beginnt M gleichwohl wieder mit dem Rauchen. Da M weiß,
dass A das Smartphone nun wieder zurückfordern kann, schenkt und übereignet sie es lieber
ihrer Freundin Doro (D). Die Eltern der M erklären die Zustimmung zu diesen Rechts-
geschäften, da sie D sehr mögen. Davon dass die Schenkung von A an M unter einer
Bedingung vereinbart worden ist, hatten die Eltern der M zu keinem Zeitpunkt Kenntnis.

Als A erfährt, dass M wieder mit dem Rauchen begonnen hat, fordert er von M das Smartphone zurück
oder jedenfalls Ersatz hierfür. Hat A gegen M einen bereicherungsrechtlichen Herausgabe- oder Wert-
ersatzanspruch?

Teil C

Unterstellt, in Teil B besteht kein Anspruch des A gegen M: Hat A gegen D einen bereicherungsrecht-
lichen Anspruch auf Herausgabe des Smartphones?

& LÖSUNG

A. ANSPRÜCHE A GEGEN V WEGEN DES BOOTS

Bezüglich der Detektivkosten (600 EUR) kommen Aufwendungsersatzansprüche des A in
Betracht. In Höhe der darüber hinaus gehenden 400 EUR macht A einen Vergütungs-
anspruch geltend.

Hinweis zum Prüfungsaufbau: Es ist zu empfehlen, beide Anspruchsziele in eine einheitliche Prüfung
zusammenzufassen und erst dort zu differenzieren, wo sich auf Rechtsfolgenseite Unterschiede er-
geben. Eine getrennte Prüfung wäre zeitaufwändiger und weniger elegant.

I. Vertragliche Ansprüche

Vertragliche Ansprüche des A gegen V, etwa aus einem Maklervertrag (§ 652 I 1, II 1 BGB),
bestehen nicht, da zwischen den Parteien kein Vertrag zustande gekommen ist. Das Angebot
des A (§ 145 BGB) hat V ausdrücklich abgelehnt (vgl. § 146 BGB).

II. Anspruch aus §§ 677, 683 S. 1, 670 BGB

A könnte gegen V einen Anspruch aus berechtigter GoA haben.

1. Anwendbarkeit der §§ 677 ff. BGB

Die GoA könnte jedoch von vornherein unanwendbar sein.

a) Unanwendbarkeit wegen § 241a I BGB

Es könnte zunächst ein Fall der unbestellten „Erbringung sonstiger Leistungen“ iSd § 241 a I
BGB vorliegen. Da in § 241 a I BGB allgemein von „Anspruch“ die Rede ist, sind auch
gesetzliche Ansprüche erfasst. Dies folgt zudem im Umkehrschluss aus § 241 a II BGB.

Allerdings erfasst § 241 a BGB nur unbestellte Leistungen eines Unternehmers (§ 14 I BGB)
an einen Verbraucher (§ 13 BGB). A hat hier nicht „in Ausübung seiner gewerblichen oder
selbstständigen beruflichen Tätigkeit“ iSd § 14 I BGB gehandelt.

Hinweis: Auf die grundsätzliche Frage nach der Anwendbarkeit des § 241 a I BGB in „Erbensucherfäl-
len“ (str., vgl. dazu Wandt, Gesetzliche Schuldverhältnisse, 10. Aufl. 2020, § 3 Rn. 6, 9) kommt es hier
also nicht an.

b) Unanwendbarkeit wegen gesetzlicher Risikoverteilung

Die Anwendbarkeit der GoA könnte aber aufgrund sonstiger gesetzlicher Wertungen aus-
geschlossen sein. Die vorliegende Konstellation ähnelt dem „Erbensucherfall“ des BGH
(BGH NJW 2000, 72; bestätigt in BGH NJW-RR 2006, 656; vgl. auch BGH NJW-RR
2008, 683 Rn. 20).

Hinweis: Anders als im „Erbensucherfall“ geht es hier nicht um das Ausfindigmachen eines zunächst
unbekannten Erben, um diesem den Antritt der Erbschaft zu ermöglichen, sondern um die Identifizie-
rung eines zunächst unbekannten Eigentümers eines Vermögensgegenstandes, um diesem den gewinn-
bringenden Verkauf der Sache an einen dem Geschäftsführer bereits bekannten Kaufinteressenten zu

Aufwendungsersatz- und
Vergütungsansprüche

unbestellte Leistungen

„Erbensucherfall“
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